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BUNDESGESETZBLATT
FÜR DIE REPUBLIK ÖSTERREICH

Jahrgang 1967 Ausgegeben am 13. April 1967 31. Stück

1 3 3 . Bundesgesetz: Bundes-Personalvertretungsgesetz

1 3 3 . Bundesgesetz vom 10. März 1967
über die Personalvertretung bei den Dienst-
stellen des Bundes (Bundes-Personalvertre-

tungsgesetz)

Der Nationalrat hat beschlossen:

ABSCHNITT I

Personalvertretung bei den Dienststellen des Bun-
des. Geltungsbereich

§ 1. (1) Die Bestimmungen dieses Abschnittes
gelten, soweit die Abschnitte II, III und V keine
Sonderregelungen enthalten, für alle Dienststellen
des Bundes, ausgenommen jene der land- und
forstwirtschaftlichen Betriebe und der Betriebe,
die unter die Bestimmungen des Betriebsräte-
gesetzes, BGBl. Nr. 97/1947, in der Fassung der
Bundesgesetze BGBl. Nr. 190/1954, 234/1962 und
235/1965 sowie der Kundmachung BGBl. Nr. 150/
1952, fallen.

(2) Die Personalvertretung im Bereiche der
Österreichischen Bundesbahnen sowie der Post-
und Telegraphenverwaltung wird unter Berück-
sichtigung der in diesen Bereichen vorliegenden
besonderen Verhältnisse durch ein besonderes
Bundesgesetz geregelt.

(3) Die Bestimmungen dieses Abschnittes fin-
den auf die Richter und auf die Richteramts-
anwärter sowie auf jene Bediensteten keine An-
wendung, die einer Einheit angehören, die gemäß
§ 1 des Bundesverfassungsgesetzes vom 30. Juni
1965, BGBl. Nr. 173, über die Entsendung öster-
reichischer Einheiten zur Hilfeleistung in das
Ausland auf Ersuchen internationaler Organisa-
tionen gebildet wurde.

(4) Dienststellen im Sinne dieses Bundesgesetzes
sind die Behörden, Ämter und anderen Verwal-
tungsstellen sowie die Anstalten und Betriebe,
die nach ihrem organisatorischen Aufbau eine
verwaltungs- oder betriebstechnische Einheit dar-
stellen.

(5) Zentralstellen im Sinne dieses Bundesgeset-
zes sind das Bundeskanzleramt und die einzelnen
Bundesministerien sowie Dienststellen, die
keinem Bundesministerium nachgeordnet sind.

Ressorts im Sinne dieses Bundesgesetzes sind die
Zentralstellen mit den ihnen nachgeordneten
Dienststellen.

Aufgaben der Personalvertretung

§ 2. (1) Die Personalvertretung ist nach Maß-
gabe der Bestimmungen dieses Bundesgesetzes be-
rufen, die beruflichen, wirtschaftlichen, sozialen,
kulturellen und gesundheitlichen Interessen der
Bediensteten zu wahren und zu fördern. Sie
hat in Erfüllung dieser Aufgaben dafür einzu-
treten, daß die zugunsten der Bediensteten gel-
tenden Gesetze, Verordnungen, Verträge, Dienst-
ordnungen, Erlässe und Verfügungen eingehalten
und durchgeführt werden.

(2) Die Personalvertretung hat sich bei ihrer
Tätigkeit von dem Grundsatze leiten zu lassen,
den Bediensteten unter Bedachtnahme auf das
öffentliche Wohl zu dienen. Sie hat dabei auf die
Erfordernisse eines geordneten, zweckmäßigen
und wirtschaftlichen Dienstbetriebes Rücksicht
zu nehmen.

(3) Der Aufgabenbereich anderer gesetzlicher
und auf freiwilliger Mitgliedschaft beruhender
Berufsvereinigungen wird durch dieses Bundes-
gesetz nicht berührt.

Organe der Personalvertretung

§ 3. (1) Organe der Personalvertretung sind
nach Maßgabe der folgenden Bestimmungen:

a) die Dienststellenversammlung,
b) der Dienststellenausschuß (Vertrauensper-

sonen),
c) der Fachausschuß,
d) der Zentralausschuß und
e) der Dienststellen(Fach-, Zentral)wahlaus-

schuß.
(2) Der Wirkungsbereich der Dienststellenver-

sammlung und des Dienststellenausschusses (Ver-
trauenspersonen) erstreckt sich auf die Bedienste-
ten der Dienststelle im Sinne dieses Gesetzes (§ 4),
bei der der Dienststellenausschuß errichtet ist.

(3) Der "Wirkungsbereich des Fachausschusses
erstreckt sich auf die Bediensteten jener Dienst-
stelle, bei der der Fachausschuß errichtet ist (§11
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Abs. 1), sowie jener Dienststellen, die dieser
Dienststelle nachgeordnet sind. Ist der Fachaus-
schuß für einzelne Dienstzweige errichtet, so er-
streckt sich sein Wirkungsbereich auf jene Bedien-
steten der Dienststelle, bei der der Fachausschuß
errichtet ist, sowie, der dieser Dienststelle nach-
geordneten Dienststellen, die den Dienstzweigen
angehören, für die der Fachausschuß errichtet ist.

(4) Der Wirkungsbereich des Zentralausschusses
erstreckt sich auf die Bediensteten aller Dienst-
stellen des Ressorts, für die der Zentralausschuß
errichtet ist (§ 13 Abs. 1).

(5) Die Gesamtheit der von einem Zentralaus-
schuß vertretenen Bediensteten besitzt Rechts-
persönlichkeit. Die gesetzliche Vertretung obliegt
dem Obmann des Zentralausschusses, in Dienst-
stellen, die keinem Ressort angehören (§13
Abs. 2), dem Obmann des Dienststellenaus-
schusses.

(6) Personalvertreter im Sinne dieses Bundes-
gesetzes sind die Mitglieder der Dienststellen-
ausschüsse, der Fachausschüsse und der Zentral-
ausschüsse sowie die Vertrauenspersonen.

Personalvertretung bei den Dienststellen

§ 4 (1) Bei jeder Dienststelle ist eine Personal-
vertretung zu bilden. Für zwei oder mehrere
Dienststellen kann eine gemeinsame Personalver-
tretung, für besonders große und organisatorisch
trennbare und für örtlich getrennt untergebrachte
Dienststellen sowie für Dienststellen, in denen
Bedienstete verschiedener Besoldungsgruppen
oder Dienstzweige verwendet werden, können
mehrere Personalvertretungen gebildet werden,
wenn dies unter Berücksichtigung der personal-
mäßigen Struktur der Dienststellen der Wahrung
der Interessen der Bediensteten dienlich ist;
hiebei ist dafür zu sorgen, daß für Dienststellen
mit weniger als fünf Bediensteten gemeinsam
mit anderen Dienststellen eine Personalvertretung
geschaffen wird. Unter der gleichen Voraus-
setzung kann auch für Teile mehrerer Dienst-
stellen, denen Bedienstete gleicher Besoldungs-
gruppen oder Dienstzweige angehören, eine ge-
meinsame Personalvertretung gebildet werden.
Sind in einem Ressort mehrere Zentralausschüsse
eingerichtet (§ 13 Abs. 1), so sind in den Dienst-
stellen für jene Bediensteten, für die die Zentral-
ausschüsse errichtet sind, eigene Dienststellenaus-
schüsse zu bilden.

(2) Für welche Dienststellen oder Dienststellen-
teile eine gemeinsame und für welche Dienst-
stellen mehrere Personalvertretungen gebildet
werden, hat der zuständige Zentralausschuß nach
Anhörung der betroffenen Dienststellenaus-
schüsse im Einvernehmen mit dem für den Zen-
tralausschuß zuständigen Leiter der Zentralstelle
zu bestimmen. Hiebei ist der Sitz der gemein-
samen Personalvertretung zu bestimmen.

(3) Wird für zwei oder mehrere Dienststellen
(Dienststellenteile) eine gemeinsame Personalver-
tretung oder werden für eine Dienststelle mehrere
Personalvertretungen gebildet, so gelten die
zusammengefaßten beziehungsweise getrennten
Dienststellen im Sinne dieses Bundesgesetzes als
eine Dienststelle.

Wer im Sinne dieses Bundesgesetzes als Leiter
der zusammengefaßten Dienststelle (Dienst-
stellenteile) gilt, hat der zuständige Zentralaus-
schuß nach Anhörung der betroffenen Dienst-
stellenausschüsse im Einvernehmen mit dem für
den Zentralausschuß zuständigen Leiter der Zen-
tralstelle zu bestimmen.

(4) Die Zusammenfassung oder Trennung von
Dienststellen ist im „Amtsblatt zur Wiener Zei-
tung" und an den Amtstafeln der betroffenen
Dienststellen kundzumachen.

Dienststellenversammlung

§ 5. (1) In Dienststellen mit mindestens fünf
Bediensteten bildet die Gesamtheit der Bedien-
steten die Dienststellenversammlung.

(2) Der Dienststellenversammlung obliegt:
a) die Entgegennahme von Berichten des

Dienststellenausschusses (Vertrauensperso-
nen);

b) die Beschlußfassung über die Enthebung
des Dienststellenausschusses (Vertrauens-
personen).

§ 6. (1) Die Dienststellenversammlung ist vom
Dienststellenausschuß (Vertrauenspersonen) im
Bedarfsfalle einzuberufen.

(2) Eine Dienststellenversammlung ist binnen
zwei Wochen auch einzuberufen, wenn mehr als
die Hälfte der Bediensteten oder die Hälfte der
Mitglieder des Dienststellenausschusses, jedoch
mindestens zwei, unter Angabe des Grundes die
Einberufung verlangt.

(3) Im Falle der Funktionsunfähigkeit des
Dienststellenausschusses (Vertrauenspersonen)
und wenn ein Dienststellenausschuß (Vertrauens-
personen) noch nicht besteht, ist die Dienststellen-
versammlung von dem an Lebensjahren ältesten
stimmberechtigten Bediensteten einzuberufen.
Unterläßt dieser die Einberufung, so obliegt die
Einberufung dem jeweils nächstältesten stimm-
berechtigten Bediensteten.

(4) Den Vorsitz in der Dienststellenversamm-
lung führt der Obmann des Dienststellenausschus-
ses oder im Fall seiner Verhinderung dessen Stell-
vertreter, in Dienststellen, in denen keine Dienst-
stellenausschüsse zu bilden sind (§ 30 Abs. 1),
die Vertrauensperson und, wenn zwei Vertrauens-
personen bestellt sind, die an Lebensjahren ältere
Vertrauensperson. Im Falle der Funktionsunfähig-
keit des Dienststellenausschusses (Vertrauensper-
sonen) und wenn ein Dienststellenausschuß (Ver-
trauenspersonen) noch nicht besteht, führt den
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Vorsitz in der Dienststellenversammlung der an
Lebensjahren älteste stimmberechtigte Bedien-
stete.

(5) Die Dienststellenversammlung ist tunlichst
ohne Störung des Dienstbetriebes durchzuführen.
Jenen Bediensteten, die nicht zur Aufrechterhal-
tung des notwendigen Dienstbetriebes (Journal-
dienstes) erforderlich sind, ist die Teilnahme an
der Dienststellenversammlung zu ermöglichen.

(6) In der Dienststellenversammlung ist jeder
wahlberechtigte Bedienstete stimmberechtigt.

(7) Zur Beschlußfassung in der Dienststellen-
versammlung ist die Anwesenheit mindestens der
Hälfte der Bediensteten erforderlich. Die Be-
schlüsse der Dienststellenversammlung werden,
soweit im folgenden nichts anderes bestimmt
wird, mit einfacher Mehrheit der abgegebenen
Stimmen gefaßt. Im Falle des § 5 Abs. 2 lit. b
bedarf der Beschluß der Zweidrittelmehrheit der
abgegebenen Stimmen, mindestens jedoch der
Hälfte der Stimmen der wahlberechtigten Be-
diensteten.

(8) Ist eine Dienststellenversammlung beschluß-
unfähig, so ist innerhalb einer Woche neuerlich
eine Dienststellenversammlung einzuberufen, die
ohne Rücksicht auf die Zahl der anwesenden
Bediensteten beschlußfähig ist.

§ 7. Die näheren Bestimmungen über die Ge-
schäftsführung der Dienststellenversammlung
(Geschäftsordnung) sind durch Verordnung zu
erlassen.

Dienststellenausschüsse

§ 8. (1) In jeder Dienststelle, in der mindestens
20 Bedienstete beschäftigt sind, ist ein Dienst-
stellenausschuß zu wählen.

(2) Der Dienststellenausschuß besteht in Dienst-
stellen mit 20 bis 50 Bediensteten aus drei, in
Dienststellen mit 51 bis 100 Bediensteten aus
vier Mitgliedern. In Dienststellen mit mehr als
100 Bediensteten erhöht sich für je weitere
100 Bedienstete die Zahl der Mitglieder um eins,
in Dienststellen mit mehr als 1000 Bediensteten
für je weitere 500 Bedienstete um eins. Bruch-
teile von 100 beziehungsweise 500 werden für
voll gerechnet.

(3) Bei Anwendung der Abs. 1 und 2 ist die
Anzahl der Bediensteten der Dienststelle am Tage
der Ausschreibung der Wahl maßgebend. Hiebei
sind jene Bediensteten nicht zu berücksichtigen,
die dienstzugeteilt sind. Diese Bediensteten sind
der Zahl der Bediensteten jener Dienststelle zuzu-
rechnen, der sie angehören. Eine Änderung der
Zahl der Bediensteten der Dienststelle ist auf die
Anzahl der Mitglieder des Dienststellenausschusses
während dessen Tätigkeitsdauer ohne Einfluß.

§ 9. (1) Die Dienststellenausschüsse sind zur
Erfüllung aller jener im § 2 umschriebenen Auf-
gaben berufen, die nicht ausdrücklich anderen

Einrichtungen der Personalvertretung vorbehal-
ten sind. In diesem Sinne obliegt ihnen insbeson-
dere:

a) Anregungen zu geben und Vorschläge zu
erstatten, mit dem Ziele, zum allgemeinen
Nutzen und im Interesse der Bediensteten
den Dienstbetrieb zu fördern;

b) sofern dies von einem Bediensteten für
seine Person verlangt wird, diesen in Ein-
zelpersonalangelegenheiten, und zwar auch
in Fällen, in denen sich der Bedienstete
nicht auf ein ihm aus dem Dienstverhältnis
zustehendes Recht berufen kann, zu ver-
treten;

c) an der Besichtigung von Dienststellen durch
behördliche Organe, sofern diese nicht
Kontrollen des Dienstbetriebes dient, teil-
zunehmen; die Dienststellenausschüsse sind
von solchen Besichtigungen zeitgerecht in
Kenntnis zu setzen;

d) an der Durchführung und Überwachung
der Einhaltung von Vorschriften und An-
ordnungen über den Dienstnehmerschutz
und die Sozialversicherung mitzuwirken
und in diesen Belangen erforderlichenfalls
die zuständige Aufsichtsbehörde anzurufen;

e) bei der Aufrechterhaltung der Disziplin in
der Dienststelle mitzuwirken;

f) den Dienststellenwahlausschuß zu bestellen
(§ 16 Abs. 3);

g) in den Fällen der §§ 27 und 28 mitzuwir-
ken.

(2) Mit dem Dienststellenausschuß ist das Ein-
vernehmen zu pflegen (§ 10):

a) in allgemeinen Personalangelegenheiten, die
nach ihrer Bedeutung nicht über den Wir-
kungsbereich des Dienststellenausschusses
hinausgehen;

b) bei der Urlaubseinteilung oder deren Ab-
änderung;

c) bei der Erstellung und Abänderung eines
Dienstplanes.

(3) Dem Dienststellenausschuß sind mitzu-
teilen:

a) Neuaufnahmen, Dienstzuteilungen und
Versetzungen von Bediensteten, und zwar
bevor diese Verfügungen getroffen werden,
in Dringlichkeitsfällen jedoch spätestens am
Tage ihres Wirksamkeitsbeginnes;

b) Anträge des Dienststellenleiters auf Über-
nahme von Bediensteten in das öffentlich-
rechtliche Dienstverhältnis, auf Beförderun-
gen oder auf Überstellungen von Bedien-
steten, und zwar vor der Stellung der An-
träge;

c) die Einleitung eines Disziplinarverfahrens
und die Art der Beendigung dieses Ver-
fahrens, und zwar unmittelbar nach der
Einleitung oder Beendigung des Verfahrens.
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(4) Zu den im Abs. 1 lit. b genannten Einzel-
personalangelegenheiten, in denen sich der Be-
dienstete nicht auf ein ihm aus dem Dienstver-
hältnis zustehendes Recht berufen kann, zählen
insbesondere die Übernahme von Vertragsbedien-
steten in das öffentlich-rechtliche Dienstverhält-
nis (Pragmatisierung), die Überstellung von Be-
diensteten in eine höhere Verwendungs(Entloh-
nungs)gruppe und die Beförderung von Beam-
ten in höhere Dienstklassen sowie Dienstaufträge,
Arbeitszuweisung, Versetzung usw.

§ 10. (1) Maßnahmen, in denen mit dem
Dienststellenausschuß das Einvernehmen zu pfle-
gen ist (§ 9 Abs. 2), sind vor ihrer Durchführung
dem Dienststellenausschuß mitzuteilen. Der
Dienststellenausschuß kann in einem solchen Falle
Einwendungen erheben und allenfalls Gegenvor-
schläge machen. Die Einwendungen oder Vor-
schläge sind zu begründen.

(2) Äußert sich der Dienststellenausschuß nicht
innerhalb einer Frist von zwei Wochen nach Mit-
teilung der geplanten Maßnahme, so kann das
Einverständnis des Dienststellenausschusses an-
genommen werden. Die Frist kann auf begrün-
deten Antrag des Dienststellenausschusses ange-
messen verlängert werden. Bei Maßnahmen, die
keinen Aufschub erleiden dürfen, kann eine
kürzere Äußerungsfrist bestimmt werden. Auf
Maßnahmen, die sofort getroffen werden müssen,
insbesondere bei drohender Gefahr und in Kata-
strophenfällen, sowie bei Alarm- und Einsatz-
übungen des Bundesheeres sind die Bestimmun-
gen des Abs. 1 nicht anzuwenden; der Dienst-
stellenausschuß ist jedoch unverzüglich von der
getroffenen Maßnahme zu verständigen.

(3) Der Leiter der Dienststelle hat sich auf Ver-
langen des Dienststellenausschusses mit diesem
über Anträge, Anregungen und Vorschläge dieses
Ausschusses zu beraten; einem solchen Verlangen
ist binnen zwei Wochen Rechnung zu tragen.

(4) Entspricht der Leiter der Dienststelle den
Einwendungen des Dienststellenausschusses gemäß
Abs. 1 binnen zwei Wochen nicht in vollem Um-
fange, so hat er dies dem Dienststellenausschuß
unter Angabe der Gründe bekanntzugeben. Das-
selbe gilt, wenn der Leiter der Dienststelle glaubt,
schriftlich eingebrachten Anträgen, Anregungen
und Vorschlägen des Dienststellenausschusses
(Abs. 3) nicht nachkommen zu können. Wenn
es der Dienststellenausschuß in diesen Fällen
innerhalb einer Frist von zwei Wochen verlangt,
so ist die Angelegenheit im Dienstweg der sachlich
zuständigen übergeordneten Dienststelle, bei der
ein für die Angelegenheit zuständiger Fachaus-
schuß errichtet ist, wenn eine solche Dienststelle
nicht besteht, der Zentralstelle vorzulegen. Eine
schriftliche Äußerung des Dienststellenaus-
schusses ist in diesem Falle dem Vorlageakt anzu-
schließen.

(5) Der Leiter der übergeordneten Dienststelle
hat, wenn er den Einwendungen oder Anträgen
(Anregungen, Vorschlägen) nicht entspricht, bin-
nen zwei Wochen Beratungen mit dem bei seiner
Dienststelle gebildeten und für die Angelegenheit
zuständigen Fachausschuß aufzunehmen. Das Er-
gebnis der Beratungen ist vom Leiter der Dienst-
stelle schriftlich festzuhalten; eine Ausfertigung
ist dem Fachausschuß zuzustellen. Haben die Be-
ratungen zu keinem Einvernehmen geführt, so
ist die Angelegenheit der Zentralstelle vorzule-
gen, wenn dies der Fachausschuß binnen zwei
Wochen nach Zustellung der schriftlichen Aus-
fertigung verlangt.

(6) Wird zwischen den sachlich für die Behand-
lung der Angelegenheit berufenen Organen der
Zentralstelle und dem zuständigen Zentralaus-
schuß kein Einvernehmen erzielt, so entscheidet
der zuständige Leiter der Zentralstelle nach
Anhörung des Zentralausschusses.

(7) Durch die Bestimmungen der Abs. 4 bis 6
werden die Zuständigkeitsvorschriften des Dienst-
und Organisationsrechtes des Bundes sowie des
Dienstrechtsverfahrensgesetzes, BGBl. Nr. 54/
1958, in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl.
Nr. 298/1960, nicht berührt.

Fachausschüsse

§ 11. (1) Am Sitze folgender Dienststellen sind
Fachausschüsse zu errichten:

a) bei den Landesgendarmeriekommanden für
die Bediensteten des Gendarmeriedienstes;

b) bei der Polizeidirektion Wien drei, und
zwar einer für die Bediensteten des Sicher-
heitswachdienstes, einer für die Bedienste-
ten des Kriminaldienstes und einer für die
Bediensteten sonstiger Dienstzweige;

c) bei den Oberlandesgerichten für alle Be-
diensteten, ausgenommen für jene des
Justizwachdienstes einschließlich des Dienstes
der Jugenderzieher und der übrigen Be-
diensteten an Justizanstalten;

d) bei den Landesschulräten drei, und zwar je
einer für
aa) die beim Landesschulrat und den nach-

geordneten Dienststellen verwendeten
Bundesbediensteten, ausgenommen die
an Schulen verwendeten Bundeslehrer,

bb) die Bundeslehrer an den dem Landes-
schulrat unterstehenden allgemeinbil-
denden Schulen und Anstalten der
Lehrerbildung und der Erzieherbildung
mit Ausnahme der Berufspädagogischen
Lehranstalten und Berufspädagogischen
Institute,

cc) die Bundeslehrer an den dem Landes-
schulrat unterstehenden berufsbilden-
den Schulen und Berufspädagogischen
Lehranstalten sowie Berufspädagogi-
schen Instituten;
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e) bei den Landesarbeitsämtern;
f) beim. Zentralarbeitsinspektorat;
g) bei den Finanzlandesdirektionen zwei, und

zwar einer für die Bediensteten des Zoll-
wachdienstes und einer für die Bediensteten
der sonstigen Dienstzweige;

h) beim Bundesamt für Eich- und Vermes-
sungswesen;

i) bei den Gruppenkommanden des Bundes-
heeres, und zwar je ein Fachausschuß für
alle Bediensteten im örtlichen Wirkungsbe-
reiche eines jeden Militärkommandos, das
im örtlichen Befehlsbereiche des jeweiligen
Gruppenkommandos gelegen ist, ausge-
nommen die im Bundesministerium für
Landesverteidigung in Dienstverwendung
stehenden Bediensteten, die Bediensteten
im Befehlsbereiche des Kommandos der
Luftstreitkräfte und des Kommandos der
Heeresfeldzeugtruppen sowie die Bedien-
steten von Akademien und Schulen sowie
von dem Bundesministerium für Landesver-
teidigung unmittelbar unterstellten Anstal-
ten. Soweit der örtliche Befehlsbereich eines
Gruppenkommandos nur einen Teil des
örtlichen Wirkungsbereiches eines Militär-
kommandos umfaßt, ist der Fachausschuß
nur für die in diesem Teilgebiete in Dienst-
verwendung stehenden Bediensteten zu er-
richten;

j) beim Kommando der Luftstreitkräfte;
k) beim Kommando der Heeresfeldzeugtrup-

pen.

(2) Der Fachausschuß wird von der Gesamtheit
der wahlberechtigten Dienstnehmer der im Abs. 1
genannten Dienststelle sowie der dieser Dienst-
stelle nachgeordneten Dienststellen jeweils ge-
meinsam mit den Vertrauenspersonen und den
Dienststellenausschüssen gewählt. Soweit der
Fachausschuß für einzelne Dienstnehmergruppen
errichtet ist, steht das Wahlrecht jenen wahl-
berechtigten Dienstnehmern der im Abs. 1 ge-
nannten Dienststelle sowie der dieser Dienst-
stelle nachgeordneten Dienststellen zu, die den
Dienstnehmergruppen angehören, für die der
Fachausschuß errichtet ist.

(3) Sind zur Wahl des Fachausschusses weniger
als 500 Bedienstete wahlberechtigt, so besteht der
Fachausschuß aus vier Mitgliedern. Die Zahl der
Mitglieder des Fachausschusses erhöht sich für je
500 wahlberechtigte Bedienstete um je ein Mit-
glied, höchstens jedoch auf acht Mitglieder. § 8
Abs. 2 letzter Satz und Abs. 3 finden sinngemäße
Anwendung.

(4) Auf die Berufung der Mitglieder des Fach-
ausschusses finden die Bestimmungen des § 15
und auf die Geschäftsführung des Fachausschusses
die Bestimmungen des § 22 sinngemäße Anwen-
dung.

§ 12. (1) Aufgabe des Fachausschusses ist es,
a) in Personalangelegenheiten im Sinne des

§ 9, die über den Wirkungsbereich eines
Dienststellenausschusses, nicht jedoch über
den Wirkungsbereich des Fachausschusses
hinausgehen, mitzuwirken;

b) in den Fällen des § 10 Abs. 5 mit dem
Leiter der Dienststelle zu beraten, bei der
der Fachausschuß bestellt ist;

c) den Fachwahlausschuß zu bestellen (§17
Abs. 2);

d) in den Fällen der §§ 27 und 28 mitzuwir-
ken.

(2) Im Falle des Abs. 1 lit. a finden die Bestim-
mungen des § 10 sinngemäße Anwendung.

Zentralausschüsse

§ 13. (1) Am Sitze der Zentralstellen sind fol-
gende Zentralausschüsse zu errichten:

a) beim Bundeskanzleramt einer;
b) beim Bundesministerium für Inneres vier,

und zwar einer für die Bediensteten des
Gendarmeriedienstes, einer für die Bedien-
steten des Sicherheitswachdienstes, einer für
die Bediensteten des Kriminaldienstes und
einer für die Bediensteten der sonstigen
Dienstzweige;

c) beim Bundesministerium für Justiz zwei,
und zwar einer für die Bediensteten des
Justizwachdienstes einschließlich des Dien-
stes der Jugenderzieher und der übrigen
Bediensteten an Justizanstalten und einer
für die Bediensteten der sonstigen Dienst-
zweige;

d) beim Bundesministerium für Unterricht
vier, und zwar je einer für
aa) die Hochschullehrer,

bb) die Bundeslehrer an allgemeinbildenden
Schulen und Anstalten der Lehrerbil-
dung und der Erzieherbildung mit
Ausnahme der Berufspädagogischen
Lehranstalten und Berufspädagogischen
Institute,

cc) die Bundeslehrer an berufsbildenden
Schulen und Berufspädagogischen
Lehranstalten sowie Berufspädagogi-
schen Instituten,

dd) die Bediensteten sonstiger Dienstzweige
und nicht an Schulen verwendeten
Bundeslehrer;

e) beim Bundesministerium für soziale Ver-
waltung zwei, und zwar einer für die Be-
diensteten der Arbeitsämter und einer für
die sonstigen Bediensteten dieses Ressorts;

f) beim Bundesministerium für Finanzen
zwei, und zwar einer für die Bediensteten
des Zollwachdienstes und einer für die Be-
diensteten sonstiger Dienstzweige;
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g) beim Bundesministerium für Verkehr und
verstaatlichte Unternehmungen zwei, und
zwar einer für die Bediensteten des Amtes
für Zivilluftfahrt und einer für die sonsti-
gen Bediensteten dieses Ressorts;

h) bei den übrigen Bundesministerien je einer.

(2) Bei der Präsidentschaftskanzlei, bei der
Kanzlei des Präsidenten des Nationalrates, beim
Rechnungshof, beim Verfassungsgerichtshof, beim
Verwaltungsgerichtshof und beim Obersten Ge-
richtshof sind lediglich Dienststellenvertretungen
mit der Maßgabe zu bilden, daß dem Dienststel-
lenausschuß auch die Aufgaben des Zentral-
ausschusses und dem Dienststellenwahlausschuß
auch die Aufgaben des Zentralwahlausschusses
zukommen.

(3) Der Zentralausschuß wird von der Gesamt-
heit der wahlberechtigten Dienstnehmer des
Ressorts, für die der Zentralausschuß errichtet
ist, jeweils gemeinsam mit den Vertrauensper-
sonen und den Dienststellenausschüssen gewählt.

(4) Sind zur Wahl des Zentralausschusses weni-
ger als 2000 Bedienstete wahlberechtigt, so be-
steht der Zentralausschuß aus vier Mitgliedern.
Die Zahl der Mitglieder des Zentralausschusses
erhöht sich bis zu 4000 wahlberechtigten Bedien-
steten für je 1000 wahlberechtigte Bedienstete
und ab 4000 wahlberechtigten Bediensteten für je
2000 wahlberechtigte Bedienstete jeweils um ein
Mitglied, höchstens jedoch auf zwölf Mitglieder.
§ 8 Abs. 2 letzter Satz und Abs. 3 finden sinn-
gemäße Anwendung.

(5) Auf die Berufung der Mitglieder des Zen-
tralausschusses finden die Bestimmungen des § 15
und auf die Geschäftsführung des Zentralaus-
schusses die Bestimmungen des § 22 sinngemäße
Anwendung.

§ 14. (1) Aufgabe des Zentralausschusses ist es,
a) in Personalangelegenheiten im Sinne des

§ 9, die die Bediensteten des Ressorts be-
treffen, für die der Zentralausschuß errich-
tet ist, und die über den Wirkungsbereich
der nachgeordneten Dienststellen- und
Fachausschüsse hinausgehen, mitzuwirken;

b) Vorsorge für ein einheitliches Vorgehen der
Dienststellenausschüsse (Vertrauensperso-
nen) zu treffen;

c) in den in § 10 Abs. 6 genannten Fällen
tätig zu werden;

d) den Zentralwahlausschuß zu bestellen (§18
Abs. 2);

e) den Leiter der Zentralstelle im Falle des
§ 27 Abs. 3 zu beraten;

f) in den Fällen der §§ 27 und 28 mitzuwir-
ken.

(2) Im Falle des Abs. 1 lit. a finden die Bestim-
mungen des § 10 sinngemäße Anwendung.

Berufung der Mitglieder der Dienststellenaus-
schüsse

§ 15. (1) Die Mitglieder der Dienststellenaus-
schüsse werden durch unmittelbare geheime Wahl
auf die Dauer von vier Jahren — vom Tage der
Wahl an gerechnet — berufen. Die Wahl ist nach
den Grundsätzen des Verhältniswahlrechtes
durchzuführen.

(2) Wahlberechtigt sind, sofern nicht ein Aus-
schließungsgrund nach Abs. 3 vorliegt, die Be-
diensteten, die

a) am Tage der Wahlausschreibung das 18. Le-
bensjahr vollendet haben und

b) am Tage der Wahlausschreibung mindestens
einen Monat Bundesbedienstete des Dienst-
standes sind.

(3) Vom Wahlrecht sind Bedienstete ausge-
schlossen, die vom Wahlrecht in den Nationalrat
ausgeschlossen sind, wobei der Nichtbesitz der
österreichischen Staatsbürgerschaft unerheblich
ist.

(4) Zur Wahl des Dienststellenausschusses sind
jene Bediensteten berechtigt, die am Tage der
Wahlausschreibung der Dienststelle angehören,
deren Dienststellenausschuß gewählt wird.

(5) Wählbar sind alle wahlberechtigten Bedien-
steten, die am Tage der Ausschreibung der Wahl
das 21. Lebensjahr vollendet haben, am Tage der
Wahlausschreibung die österreichische Staatsbür-
gerschaft besitzen und sich an diesem Tage min-
destens sechs Monate im Bundesdienst befinden.

(6) Vom passiven Wahlrecht sind ausgeschlos-
sen:

a) die Mitglieder der Bundesregierung, die
Staatssekretäre, der Präsident und der Vize-
präsident des Rechnungshofes sowie die
Mitglieder einer Landesregierung (des
Wiener Stadtsenates),

b) anläßlich der Wahl der Dienststellenaus-
schüsse die Leiter jener Dienststellen, bei
denen der Dienststellenausschuß errichtet
ist, anläßlich der Wahl der Fachausschüsse
die Leiter jener Dienststellen, bei denen die
Fachausschüsse errichtet sind, und anläßlich
der Wahl der Zentralausschüsse die Leiter
jener Dienststellen, bei denen die Zentral-
ausschüsse errichtet sind, sowie die ständigen
Vertreter dieser Dienststellenleiter, weiters
Bedienstete, die als Repräsentanten der
Dienstbehörde (des Dienstgebers) gegen-
über den Dienststellenangehörigen fungie-
ren (Personalreferenten), alle diese, soweit
sie maßgebenden Einfluß auf Personalange-
legenheiten haben,

c) Bedienstete, über die eine über die Diszi-
plinarstrafe des Verweises hinausgehende
Disziplinarstrafe verhängt wurde, während
der Dauer dieser Strafe.
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Wahlausschüsse

§ 16. (1) Vor jeder Wahl eines Dienststellen-
ausschusses ist bei der Dienststelle ein Dienst-
stellenwahlausschuß zu bilden.

(2) Der Dienststellenwahlausschuß besteht aus
drei, fünf oder sieben Mitgliedern. Die Zahl der
Mitglieder ist unter Berücksichtigung der Zahl
der vom Dienststellenausschuß Vertretenen Be-
diensteten durch Verordnung zu bestimmen. Für
jedes Mitglied ist ein Ersatzmann zu bestellen, der
das Mitglied im Verhinderungsfalle vertritt.

(3) Die Mitglieder des Dienststellenwahlaus-
schusses sind vom Dienststellenausschuß zu be-
stellen. Bei der Bestellung der Mitglieder des
Dienststellenwahlausschusses ist das Stärkever-
hältnis der im Dienststellenausschuß vertretenen
Wählergruppen zu berücksichtigen. Die Auswahl
der zu bestellenden Bediensteten obliegt jeweils
jenen Mitgliedern des Dienststellenausschusses,
deren Wählergruppe zu berücksichtigen ist.

(4) Die Mitglieder des Dienststellenwahlaus-
schusses müssen zum Dienststellenausschuß wähl-
bar sein. Ein Bediensteter darf nur einem Wahl-
ausschuß angehören. Der Dienststellenwahlaus-
schuß wählt aus seiner Mitte den Vorsitzenden
und dessen Stellvertreter. Die Tätigkeit des
Dienststellenwahlausschusses endet im Zeitpunkte
des ersten Zusammentrittes des an seine Stelle
tretenden neu bestellten Dienststellenwahlaus-
schusses.

(5) Jede für die Wahl des Dienststellenaus-
schusses kandidierende Wählergruppe hat das
Recht auf Entsendung einer Vertrauensperson
(Wahlzeuge) in den Dienststellenwahlausschuß.
Die Wahlzeugen müssen zum Dienststellenaus-
schuß wählbar sein. Sie sind berechtigt, an den
Sitzungen des Dienststellenwahlausschusses ohne
Stimmrecht teilzunehmen.

(6) Die Namen der Mitglieder der Wahlaus-
schüsse sind öffentlich, jedenfalls aber durch
Anschlag an der Amtstafel jener Dienststelle, bei
der die Wahl stattfindet, kundzumachen. § 22
Abs. 2 bis 4 findet mit der Maßgabe sinngemäße
Anwendung, daß die erste Sitzung des Dienst-
stellenwahlausschusses von seinem an Lebens-
jahren ältesten Mitglied, im Falle der Verhinde-
rung oder Säumigkeit dieses Mitgliedes vom je-
weils nächstältesten Mitglied, spätestens zwei
Wochen nach der Bestellung des Wahlausschusses
einzuberufen ist.

§ 17. (1) Vor jeder Wahl eines Fachausschusses
ist am Sitze dieses Ausschusses ein Fachwahlaus-
schuß zu bilden. Er besteht aus drei, fünf oder
sieben Mitgliedern. Die Zahl der Mitglieder ist
unter Berücksichtigung der Zahl der vom Fach-
ausschuß vertretenen Bediensteten durch Ver-
ordnung zu bestimmen.

(2) Die Mitglieder des Fachwahlausschusses sind
vom Fachausschuß zu bestellen; sie müssen zum
Fachausschuß wählbar sein. Im übrigen finden die
Bestimmungen des § 16 sinngemäß Anwendung.

§ 18. (1) Vor jeder Wahl eines Zentralaus-
schusses ist am Sitze dieses Ausschusses ein Zen-
tralwahlausschuß zu bilden. Er besteht aus fünf,
sieben oder neun Mitgliedern. Die Zahl der
Mitglieder ist unter Berücksichtigung der Zahl
der vom Zentralausschuß vertretenen Bedienste-
ten durch Verordnung zu bestimmen.

(2) Die Mitglieder des Zentralwahlausschusses
sind vom Zentralausschuß zu bestellen; sie müssen
zum Zentralausschuß wählbar sein. Im übrigen
finden die Bestimmungen des § 16 sinngemäße
Anwendung.

§ 19. Die Bestimmungen des § 21 finden auf
den Dienststellen(Fach-, Zentral)wahlausschuß
mit der Maßgabe sinngemäße Anwendung, daß
im Falle des Ruhens oder Erlöschens der Mit-
gliedschaft zum Wahlausschuß an die Stelle des
ausscheidenden Mitgliedes dessen Ersatzmann und,
wenn ein solcher nicht vorhanden ist, der von der
Wählergruppe, die das ausscheidende Mitglied
entsandte, namhaft zu machende Bedienstete tritt
sowie daß das Ruhen oder Erlöschen der Mit-
gliedschaft zum Dienststellen(Fach-, Zentral)-
wahlausschuß vom Zentralwahlausschuß auch von
Amts wegen festgestellt werden kann.

Durchführung der Wahl der Personalvertreter

§ 20. (1) Die Wahl der Dienststellen(Fach- und
Zentral)ausschüsse ist vom Zentralwahlaus-
schuß unter Bekanntgabe des Wahltages späte-
stens sechs Wochen vorher auszuschreiben. Die
Ausschreibung ist öffentlich, jedenfalls aber durch
Anschlag an der Amtstafel jener Dienststellen,
deren Personalvertreter gewählt werden, kund-
zumachen.

(2) Die Dienststellenleiter sind verpflichtet, den
Dienststellenwahlausschüssen die zur Durchfüh-
rung der Wahl erforderlichen Verzeichnisse über
ihre Bediensteten rechtzeitig zur Verfügung zu
stellen. Die Dienststellenwahlausschüsse haben
die Wählerlisten zu verfassen und diese durch
mindestens zehn Arbeitstage zur Einsichtnahme
durch die Wahlberechtigten in den Dienststellen
aufzulegen. Gegen die Wählerlisten können die
Wahlberechtigten während der Auflagefrist Ein-
wendungen erheben, über die die Dienststellen-
wahlausschüsse binnen dreier Arbeitstage zu ent-
scheiden haben. Gegen die Entscheidungen der
Dienststellenwahlausschüsse ist das binnen dreier
Arbeitstage einzubringende Rechtsmittel der Be-
rufung an den Zentralwahlausschuß zulässig. Die
Entscheidung des Zentralwahlausschusses kann
durch kein ordentliches Rechtsmittel angefochten
werden.
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(3) Die Vorschläge jener Bediensteten, die sich
um die Wahl als Personalvertreter bewerben
(Wahlvorschläge), müssen spätestens drei Wochen
vor dem Wahltage schriftlich beim zuständigen
Wahlausschuß eingebracht werden und von min-
destens 1 v. H. — in diesem Falle aber von
mindestens zwei der Wahlberechtigten — oder
von mindestens 100 der Wahlberechtigten der
Dienststelle, anläßlich der Wahl eines Fachaus-
schusses der im § 11 Abs. 2 genannten Dienst-
stellen und anläßlich der Wahl des Zentralaus-
schusses des Ressortbereiches, für den der Zen-
tralausschuß errichtet ist, unterschrieben sein. Die
Wahlvorschläge dürfen nicht mehr Bewerber
(Kandidaten) als die doppelte Anzahl der bei
der Wahl zu vergebenden Mandate enthalten;
enthält der Wahlvorschlag mehr Kandidaten, so
gelten jene, die die doppelte Zahl der zu ver-
gebenden Mandate überschreiten, als nicht ange-
führt. Der Dienststellen(Fach-, Zentral)wahlaus-
schuß hat über die Zulassung der Wahlvorschläge
zur Wahl des Dienststellen(Fach-, Zentral)-
ausschusses binnen dreier Arbeitstage zu ent-
scheiden.

(4) Die Dienststellenwahlausschüsse haben die
zugelassenen Wahlvorschläge ab dem siebenten
Tage vor dem Wahltage öffentlich, jedenfalls
aber durch Anschlag an der Amtstafel der Dienst-
stelle, kundzumachen. Die Dienststellenwahlaus-
schüsse haben ferner spätestens am siebenten
Tage vor dem (ersten) Wahltage Zeit und Ort der
Wahl zu bestimmen und kundzumachen sowie
die Wahlhandlungen zu leiten.

(5) Die Bediensteten, deren Wahlvorschlag zu-
gelassen wurde, bilden eine Wählergruppe.

(6) Jeder Wahlberechtigte hat je eine Stimme
für die Wahl des Dienststellen- und des Zentral-
ausschusses. Soweit Fachausschüsse zu wählen
sind, hat jeder Wahlberechtigte überdies eine
Stimme für den Fachausschuß. Die Wahl hat mit-
tels amtlich aufzulegender Stimmzettel zu er-
folgen, wobei für die Wahl des Dienststellen-,
Fach- und Zentralausschusses eigene Stimmzettel
vorzusehen sind.

(7) Das Wahlrecht ist grundsätzlich persönlich
auszuüben. Die Stimmabgabe auf dem Wege
durch die Post ist jedoch zulässig, wenn der
Wahlberechtigte am Wahltage nicht in seiner
Dienststelle anwesend sein kann. In diesem Falle
sind die in das Wahlkuvert zu legenden Stimm-
zettel unter Verwendung eines für diesen Zweck
aufzulegenden Briefumschlages so zeitgerecht an
den Dienststellenwahlausschuß einzusenden, daß
sie vor der Stimmenzählung bei diesem Aus-
schusse einlangen; später einlangende Stimm-
zettel sind bei der Stimmenauszählung nicht
mehr zu berücksichtigen.

(8) Der Dienststellenwahlausschuß hat das
Ergebnis der Wahl zum Dienststellenausschuß

festzustellen und das in den Dienststellen er-
zielte Ergebnis der Wahl zum Fachausschuß dem
Fachwahlausschuß sowie das Ergebnis der Wahl
zum Zentralausschuß dem Zentralwahlausschuß
mitzuteilen. Der Fachwahlausschuß und der
Zentralwahlausschuß haben das Gesamtergebnis
der Wahl zum Fach- beziehungsweise Zentral-
ausschuß festzustellen.

(9) Die Gültigkeit der Wahl kann binnen
zweier Wochen nach Kundmachung des Wahler-
gebnisses von jeder Wählergruppe, die sich an
der Wahl beteiligt hat, sowie von jenen Bedien-
steten, die Wahlvorschläge eingebracht haben,
beim Zentralwahlausschuß angefochten werden;
die Entscheidung des Zentralwahlausschusses kann
durch kein ordentliches Rechtsmittel angefochten
werden. Auf das Wahlprüfungsverfahren finden
die Bestimmungen des AVG. 1950, BGBl.
Nr. 172, Anwendung. Im Wahlprüfungsverfahren
sind alle Wählergruppen Parteien, die sich an der
angefochtenen Wahl beteiligt haben.

(10) Auf Grund der Anfechtung ist die Wahl
soweit für ungültig zu erklären, als Bestimmun-
gen über das Wahlverfahren verletzt wurden und
durch diese Rechtswidrigkeit das Wahlergebnis
beeinflußt werden konnte.

(11) Die Dienststellenwahlausschüsse haben
den Leitern der Dienststellen, bei denen sie ge-
bildet sind, das Ergebnis der Wahlen in den
Dienststellen-, Fach- und Zentralausschuß be-
kanntzugeben. Die Dienststellenleiter haben die
Wahlergebnisse öffentlich, jedenfalls aber durch
Anschlag an der Amtstafel der Dienststelle,
kundzumachen.

(12) Die näheren Bestimmungen über die
Durchführung der Wahlen sind durch Verord-
nung zu erlassen.

Ruhen und Erlöschen der Mitgliedschaft zum
Dienststellen(Fach-, Zentral)ausschuß

§ 21. (1) Die Mitgliedschaft zum Dienststellen-
(Fach-, Zentral)ausschuß ruht während der Zeit
der Ausübung einer der im § 15 Abs. 6 lit. a.
und b genannten Funktionen sowie während der
Zeit einer länger als drei Monate dauernden
Zuteilung zu einer Dienststelle, die außerhalb
des Wirkungsbereiches jenes Dienststellen(Fach-,
Zentral)ausschusses liegt, dem der Bedienstete
angehört.

(2) Während der Dauer einer Dienstenthebung
(Suspendierung), eines strafgerichtlichen Ver-
fahrens oder eines Disziplinarverfahrens darf das
Mitglied eines Dienststellen(Fach-, Zentral)aus-
schusses seine Funktion nur dann ausüben, wenn
es der Ausschuß, dem das Mitglied angehört, ein-
stimmig beschließt; sonst ruht seine Funktion.
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(3) Die Mitgliedschaft zum Dienststellen(Fach-,
Zentral)ausschuß erlischt:

a) sofern nicht Abs. 1 Anwendung findet,
durch Eintritt oder Bekanntwerden eines
Umstandes, der die Wählbarkeit zum Mit-
glied eines Dienststellen(Fach-, Zentral)-
ausschusses ausschließt;

b) durch Verzicht;
c) im Falle des § 22 Abs. 3 dritter Satz;
d) durch Ernennung auf den Dienstposten

einer Dienststelle, die außerhalb des Wir-
kungsbereiches jenes Dienststellen(Fach-,
Zentral)ausschusses liegt, dem der Bedien-
stete angehört, sowie durch Versetzung zu
einer solchen Dienststelle;

e) durch Beendigung des Dienstverhältnisses.

(4) Erlischt die Mitgliedschaft zum Dienststel-
len(Fach-, Zentral)ausschuß, so tritt an die
Stelle des ausscheidenden Mitgliedes ein nichtge-
wählter Kandidat des Wahlvorschlages, der das
ausscheidende Mitglied enthielt. Die Auswahl aus
der Liste der nichtgewählten Kandidaten (Ersatz-
männer) haben die verbleibenden gewählten
Kandidaten des gleichen Wahlvorschlages durch
Mehrheitsbeschluß zu treffen. Wird innerhalb
von zwei Wochen eine solche Auswahl nicht ge-
troffen, so tritt an die Stelle des ausscheidenden
Mitgliedes der nach der Reihenfolge nächste
nichtberufen« Kandidat jenes Wahlvorschlages,
der das ausscheidende Mitglied enthielt. Lehnt
in diesem Falle ein Ersatzmann die Berufung
zum Mitglied des Dienststellen(Fach-, Zentral)-
ausschusses ab, so bleibt er dennoch in der Reihe
auf der Liste der Ersatzmänner.

(5) Die Bestimmungen des Abs. 4 gelten sinn-
gemäß auch für die Dauer des Ruhens der Mit-
gliedschaft (Abs. 1 und 2). Fällt der Grund des
Ruhens der Mitgliedschaft weg, so tritt der Er-
satzmann wieder an seine ursprüngliche Stelle
auf der Liste der Ersatzmänner.

(6) Über das Ruhen oder Erlöschen der Mit-
gliedschaft zum Dienststellen(Fach-, Zentral)-
ausschuß entscheidet im Streitfalle der Zentral-
wahlausschuß auf Antrag des betroffenen Per-
sonalvertreters oder des Ausschusses, dem dieser
Personalvertreter angehört. In dem auf Grund
eines solchen Antrages einzuleitenden Verfahren
sind die Bestimmungen des AVG. 1950 anzu-
wenden.

Geschäftsführung des Dienststellenausschusses

§ 22. (1) Die erste Sitzung des Dienststellen-
ausschusses ist von seinem an Lebensjahren
ältesten Mitglied, im Falle seiner Verhinderung
oder Säumigkeit vom jeweils nächstältesten Mit-
glied, spätestens drei Wochen nach der Verlaut-
barung des Wahlergebnisses einzuberufen. In der
ersten Sitzung wählt der Dienststellenausschuß
aus seiner Mitte einen Obmann und seinen (seine)

Stellvertreter sowie den (die) Schriftführer. Ge-
hören zwei Drittel des Dienststellenausschusses
nicht ein und derselben Wählergruppe an, so ist
ein Obmannstellvertreter aus jener Wähler-
gruppe zu wählen, die bei der Wahl als zweit-
stärkste hervorgegangen ist.

(2) Die Sitzungen des Dienststellenausschusses
sind vom Obmann und im Falle seiner Ver-
hinderung von seinem Stellvertreter einzu-
berufen und vorzubereiten. Er hat den Dienst-
stellenausschuß innerhalb zweier Wochen einzu-
berufen, wenn es unter Angabe des Grundes
wenigstens von einem Viertel der Mitglieder, je-
doch wenigstens von zwei Mitgliedern, verlangt
wird. Im Falle der Verhinderung des Obmannes
und seines Stellvertreters und im Falle ihrer
Säumigkeit sind die Sitzungen des Dienststellen-
ausschusses von dem an Lebensjahren ältesten
Mitglied des Dienststellenausschusses und im Falle
der Verhinderung oder Säumigkeit dieses Mit-
gliedes vom jeweils nächstältesten Mitglied des
Dienststellenausschusses einzuberufen und vorzu-
bereiten.

(3) Das zu einer Sitzung des Dienststellenaus-
schusses einberufene Mitglied des Dienststellen-
ausschusses hat an ihr teilzunehmen. Ein Mit-
glied des Dienststellenausschusses, das durch
Krankheit oder Dienstzuteilung verhindert ist,
seine Funktion auszuüben, kann sich durch einen
Ersatzmann im Sinne des § 21 Abs. 4 vertreten
lassen. Mitglieder, die drei aufeinanderfolgenden
Sitzungen ohne genügenden Entschuldigungs-
grund fernbleiben, können vom Dienststellen-
ausschuß, dem sie angehören, ausgeschlossen wer-
den. Dieser Beschluß bedarf der Zweidrittelmehr-
heit der abgegebenen Stimmen.

(4) Der Dienststellenausschuß ist beschluß-
fähig, wenn mindestens die Hälfte seiner Mit-
glieder anwesend ist. Der Dienststellenaus-
schuß beschließt, soweit in diesem Bundesgesetz
nichts anderes bestimmt ist, mit einfacher Mehr-
heit der abgegebenen Stimmen.

(5) Der Dienststellenausschuß kann beschließen,
daß bestimmte Aufgaben einem Unterausschuß
des Dienststellenausschusses zur Beratung und
Vorbereitung übertragen werden. Unteraus-
schüsse des Dienststellenausschusses können ent-
weder für die Funktionsdauer des Dienststellen-
ausschusses oder für den Einzelfall gebildet wer-
den. Wenn der Dienststellenausschuß aus mehr
als 25 Mitgliedern besteht, so sind Unteraus-
schüsse für die Funktionsdauer des Dienststellen-
ausschusses zu bilden. Den Beratungen des Unter-
ausschusses können auch sachverständige Bedien-
stete beigezogen werden, die dem Dienststellen-
ausschuß als Mitglied nicht angehören.

(6) Die näheren Bestimmungen über die Ge-
schäftsführung sind durch Verordnung zu er-
lassen.
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Beendigung der Tätigkeit des Dienststellen(Fach-,
Zentral)ausschusses

§ 23. (1) Die Tätigkeit des Dienststellen(Fach-,
Zentral)ausschusses endet mit Ablauf der Zeit,
für die er gewählt wurde.

(2) Vor Ablauf der im Abs. 1 bezeichneten
Zeit endet die Tätigkeit des Dienststellen(Fach-,
Zentral)ausschusses:

a) wenn die Dienststelle, für die der Dienst-
stellenausschuß gebildet ist, oder die
Dienststelle, bei der der Fach(Zentral)aus-
schuß errichtet ist, aufgelassen wird;

b) wenn mehr als die Hälfte der Dienststellen,
für die der Fach(Zentral)ausschuß zu-
ständig ist, aufgelassen werden;

c) wenn die Zahl seiner Mitglieder unter die
Hälfte der festgesetzten Zahl sinkt;

d) wenn der Dienststellen(Fach-, Zentral)-
ausschuß bei Anwesenheit von mindestens
drei Vierteln seiner Mitglieder mit minde-
stens zwei Dritteln der abgegebenen Stim-
men den Rücktritt beschließt;

e) wenn die Dienststellenversammlung die
Enthebung des Dienststellenausschusses be-
schließt (§ 5 Abs. 2 lit. b).

(3) Der Dienststellen(Fach-, Zentral)ausschuß
führt nach Ablauf seiner gesetzlichen Tätigkeits-
periode und in den Fällen des Abs. 2 lit. b bis e
die Geschäfte bis zum Zusammentritt des neuen
Dienststellen(Fach-, Zentral)ausschusses weiter.

§ 24. Vor Ablauf der gesetzlichen Tätigkeits-
dauer der Dienststellen(Fach-, Zentral)ausschüsse
sind Neuwahlen so rechtzeitig auszuschreiben
und durchzuführen, daß die neugewählten Aus-
schüsse ihre Tätigkeit unmittelbar nach Ablauf,
der Tätigkeitsdauer der abtretenden Ausschüsse
aufnehmen können. In den Fällen des § 23 Abs. 2
lit. b bis e sind Neuwahlen für den Rest der
gesetzlichen Tätigkeitsdauer binnen sechs Wochen
nach Beendigung der Tätigkeitsdauer des ab-
tretenden Ausschusses auszuschreiben. Eine Wahl
der anderen Ausschüsse findet in einem solchen
Falle nicht statt.

Rechte und Pflichten der Personalvertreter

§ 25. (1) Die Personalvertreter sind in Aus-
übung ihrer Tätigkeit an keine Weisungen ge-
bunden. Die Leiter der Dienststellen dürfen die
Personalvertreter in der Ausübung ihrer Tätig-
keit nicht beschränken und sie aus diesem Grunde
auch nicht benachteiligen. Die Personalvertreter
dagegen haben ihre Tätigkeit möglichst ohne
Beeinträchtigung des Dienstbetriebes auszuüben.
Der Personalvertreter darf, solange die Dienst-
stelle, der er angehört, insbesondere bei drohen-
der Gefahr oder in Katastrophenfällen Sofort-
maßnahmen durchzuführen hat, seine Funktion
nur insoweit ausüben, als er dadurch an der

Erfüllung seiner Dienstpflichten nicht beeinträch-
tigt wird. Das gleiche gilt für Personalvertreter,
die einer Dienststelle angehören, die an einer
Einsatz- oder Alarmübung des Bundesheeres teil-
nimmt.

(2) Die Tätigkeit als Personalvertreter ist ein
unbesoldetes Ehrenamt, das, soweit im folgenden
nichts anderes bestimmt wird, neben den Berufs-
pflichten auszuüben ist.

(3) Die Bestimmungen der Abs. 1 und 2 finden
auf die Mitglieder der Wahlausschüsse sinn-
gemäße Anwendung.

(4) Den Personalvertretern, den Mitgliedern
der Wahlausschüsse und den nach § 22 Abs. 5
beigezogenen Bediensteten ist unter Fortzahlung
ihrer Dienstbezüge die zur Erfüllung ihrer Ob-
liegenheiten notwendige freie Zeit zu gewähren.
Auf Antrag des Zentralausschusses können von
der zuständigen Zentralstelle im Bereiche eines
Zentralausschusses mit mehr als 200 wahlberech-
tigten Bediensteten ein, mit mehr als 1000 wahl-
berechtigten Bediensteten zwei, mit mehr als
5000 wahlberechtigten Bediensteten drei und mit
mehr als 20.000 wahlberechtigten Bediensteten
vier Personalvertreter unter Fortzahlung der
laufenden Bezüge mit Ausnahme von Entschädi-
gungen für solche Aufwendungen, die durch die
Dienstfreistellung in Wegfall kommen, vom
Dienste freigestellt werden.

(5) Durch Verordnung kann bestimmt werden,
daß über die im Abs. 4 genannten Zahlen hinaus
Bedienstete unter Fortzahlung der laufenden Be-
züge mit Ausnahme von Entschädigungen für
solche Aufwendungen, die durch die Dienstfrei-
stellung in Wegfall kommen, vom Dienste frei-
zustellen sind, wenn dies auf Grund des beson-
deren Arbeitsanfalles und der dadurch entstehen-
den besonderen Arbeitsbelastung der Personal-
vertreter notwendig ist.

§ 26. (1) Die Personalvertreter, die Mitglieder
der Wahlausschüsse und die nach § 22 Abs. 5
beigezogenen Bediensteten haben über alle ihnen
ausschließlich in Ausübung ihres Amtes bekannt-
gewordenen Dienst- und Betriebsgeheimnisse,
insbesondere über die ihnen als geheim bezeich-
neten Angelegenheiten, technischen Einrichtun-
gen, Verfahren und Eigentümlichkeiten des Be-
triebes, strengste Verschwiegenheit zu beob-
achten.

(2) Die in Abs. 1 genannten Bediensteten sind
außerdem zur Verschwiegenheit über alle ihnen
von einzelnen Bediensteten gemachten Mitteilun-
gen verpflichtet, die der Sache nach oder auf
Wunsch des Bediensteten vertraulich zu behan-
deln sind.

(3) Die Verpflichtung zur Verschwiegenheit
nach den Abs. 1 und 2 besteht auch nach Been-
digung der Funktion als Personalvertreter, Mit-
glied eines Wahlausschusses oder nach der Bei-
ziehung im Sinne des § 22 Abs. 5 fort.
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(4) Dem Personalvertreter, der die ihm ob-
liegende Verschwiegenheitspflicht verletzt, kann
der zuständige Zentralwahlausschuß sein Mandat
aberkennen. Erfolgt die Verletzung der Ver-
schwiegenheitspflicht nach dem Erlöschen der
Mitgliedschaft zum Dienststellen(Fach-, Zentral)-
ausschuß, so kann der Zentral Wahlausschuß, der
für den Personalvertreter zuletzt zuständig war,
verfügen, daß der Bedienstete für eine bestimmte
Zeit oder für immer als Personalvertreter nicht
wählbar ist. Auf das Verfahren vor dem Zentral-
wahlausschuß finden die Bestimmungen des
AVG. 1950 Anwendung.

(5) Die Vorschriften des Abs. 4 finden auf die
Mitglieder der Wahlausschüsse mit der Maßgabe
sinngemäße Anwendung, daß dem Mitgliede des
Zentralwahlausschusses, das beschuldigt ist, die
ihm obliegende Verschwiegenheitspflicht verletzt
zu haben, bei der Abstimmung dieses Aus-
schusses kein Stimmrecht zukommt.

§ 27. (1) Ein Personalvertreter und ein Mit-
glied eines Wahlausschusses dürfen während der
Dauer ihrer Funktion nur mit ihrem Willen
zu einer anderen Dienststelle versetzt oder einer
anderen Dienststelle zugeteilt werden. Gesetz-
liche Vorschriften über die Versetzung auf Grund
eines Disziplinarverfahrens oder durch ein
Dienstgericht bleiben unberührt.

(2) Ein Personalvertreter (Mitglied eines Wahl-
ausschusses) der (das) in einem provisorischen
öffentlich-rechtlichen oder in einem vertrag-
lichen Dienstverhältnis steht oder zeitverpflich-
teter Soldat ist, darf ferner nur mit Zustim-
mung des Ausschusses, dem er (es) angehört, ge-
kündigt werden, es sei denn, auf den Vertrags-
bediensteten trifft der Kündigungsgrund des § 32
Abs. 2 lit. i des Vertragsbedienstetengesetzes 1948
zu.

(3) Spricht sich der Ausschuß gegen die Kün-
digung aus (Abs. 2), so geht die Zuständigkeit,
das Dienstverhältnis zu kündigen, auf den Leiter
der Zentralstelle über. Dieser hat sich vor dem
Ausspruch der Kündigung mit dem für den Be-
diensteten zuständigen Zentralausschuß (Zentral-
wahlausschuß) zu beraten.

(4) Wird ein Hochschulassistent zum Personal-
vertreter gewählt und würde seine Bestellungs-
dauer während der Funktionsdauer enden, so
verlängert sich das Dienstverhältnis bis zum Ende
der Funktion als Personalvertreter. Besitzt der
betreffende Hochschulassistent noch nicht die
Lehrbefugnis als Hochschuldozent, so erfolgt die
Verlängerung jedoch nur bis zu den im § 6
Abs. 6 des Hochschulassistentengesetzes 1962,
BGBl. Nr. 216, festgesetzten Fristen. Im Falle
des § 6 Abs. 5 des Hochschulassistentengesetzes
1962 wird das Dienstverhältnis nicht verlängert.

§ 28. Die Personalvertreter und die Mitglieder
der Wahlausschüsse dürfen wegen Äußerungen

oder Handlungen in Ausübung ihrer Funktion
nur mit Zustimmung des Ausschusses, dem sie
angehören, dienstrechtlich zur Verantwortung
gezogen werden.

Finanzielle Bestimmungen

§ 29. (1) Den Organen der Personalvertretung
sind erforderlichenfalls bei den Dienststellen ent-
sprechende Räumlichkeiten samt Einrichtungen
zur Verfügung zu stellen. Die Kosten der In-
standhaltung dieser Räumlichkeiten und ihrer
Einrichtung, die Kosten der Beheizung und Be-
leuchtung dieser Räumlichkeiten, die Kosten für
die Kanzleierfordernisse einschließlich des Auf-
wandes für Telephon und Zustellung, deren die
Organe der Personalvertretung zur ordnungs-
mäßigen Erfüllung ihrer Aufgaben bedürfen,
sowie die Kosten der für die Erfüllung von
Personalvertretungsaufgaben unbedingt erforder-
lichen Inlandsreisen der vom Dienst freigestellten
Personalvertreter sowie der Inlandsreisen der
nicht vom Dienst freigestellten Personalvertreter,
die zu ordnungsgemäßen Sitzungen der Fach-
oder Zentralausschüsse einberufen werden, trägt
der Bund. Den Zentralausschüssen sind außerdem
erforderlichenfalls zur Bewältigung der anfallen-
den Kanzleiarbeiten in Ressorts mit mehr als
1000 wahlberechtigten Bediensteten ein Bedien-
steter und in Ressorts mit mehr als 20.000 wahl-
berechtigten Bediensteten zwei Bedienstete der
Verwendungsgruppe (Entlohnungsgruppe) D (d)
zur Verfügung zu stellen.

(2) Über die Berechtigung und das Ausmaß
von Ansprüchen gemäß Abs. 1 hat der Leiter
der Dienststelle, bei der die Personalvertretung
eingerichtet ist, unter Anwendung der Vorschrif-
ten des AVG. 1950 zu entscheiden.

(3) Auf die Zuerkennung der gemäß Abs. 1
zu vergütenden Reisekosten sind die Bestim-
mungen der Reisegebührenvorschrift 1955, BGBl.
Nr. 133, sinngemäß anzuwenden.

Vertrauenspersonen

§ 30. (1) In Dienststellen, in denen nach § 8
Abs. 1 keine Dienststellenausschüsse gewählt wer-
den, sind, sofern in der Dienststelle mindestens
fünf Bedienstete beschäftigt sind, Vertrauens-
personen zu wählen. In Dienststellen mit fünf
bis neun Bediensteten ist eine Vertrauensperson,
in Dienststellen mit 10 bis 19 Bediensteten sind
zwei Vertrauenspersonen zu wählen. Für jede
Vertrauensperson ist gleichzeitig ein Ersatzmann
zu wählen. Die Bestimmung des § 8 Abs. 3 gilt
sinngemäß.

(2) Die Bestimmungen über die Dienststellen-
versammlung finden auf Dienststellen, in denen
Vertrauenspersonen zu bestellen sind, sinn-
gemäße Anwendung.

§ 31. (1) Die Vertrauenspersonen werden durch
Wahl für die Dauer von vier Jahren bestellt.
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Im übrigen finden auf die Wahl der Vertrauens-
personen die Bestimmungen der §§ 15, 16, 20
und 21 mit der Maßgabe sinngemäße Anwen-
dung, daß keine eigenen Dienststellenwahlaus-
schüsse zu bilden sind und die Aufgaben dieser
vom Dienststellenwahlausschuß bei der überge-
ordneten Dienststelle wahrzunehmen sind.

(2) Hinsichtlich des Ruhens und der Beendi-
gung der Tätigkeit der Vertrauenspersonen fin-
den die Bestimmungen des § 21, des § 23 und
des § 24 sinngemäße Anwendung; die Tätigkeit
der Vertrauenspersonen endigt außer in den
vorstehend angeführten Fällen auch dann, wenn
die Vertrauenspersonen zurücktreten und kein
Ersatzmann mehr vorhanden ist. In letzterem
Falle ist wie im § 24 zweiter Satz vorgesehen
vorzugehen.

(3) Hinsichtlich der persönlichen Rechte und
Pflichten der Vertrauenspersonen finden die Be-
stimmungen des § 25 Abs. 1 bis 3 erster Satz
und der §§ 26 bis 28 sinngemäße Anwendung.

(4) Den Vertrauenspersonen stehen die im § 9
aufgezählten Befugnisse zu. Die Bestimmungen
des § 10 finden mit der Maßgabe sinngemäße
Anwendung, daß vor der Befassung des Fach-
oder Zentralausschusses (§ 10 Abs. 4) die Ange-
legenheit dem Leiter der sachlich zuständigen
übergeordneten Dienststelle vorzulegen ist, der
in einem solchen Falle den bei seiner Dienststelle
errichteten Dienststellenausschuß anzuhören hat.

Schutz der Rechte der Bediensteten

§ 32. Die Bediensteten dürfen in der Ausübung
ihrer Rechte in der Dienststellenversammlung,
in der Wahlwerbung sowie in ihrem aktiven
und passiven Wahlrecht zu den Organen der
Personalvertretung nicht beschränkt und wegen
Ausübung dieser Rechte beziehungsweise Tätig-
keiten dienstlich nicht benachteiligt werden.

Übergangsbestimmungen

§ 33. Die erstmalige Wahl der Personalver-
tretung nach den Vorschriften dieses Bundes-
gesetzes ist innerhalb eines Jahres nach Inkraft-
treten dieses Bundesgesetzes auszuschreiben.

§ 34. (1) Die gemäß § 4 dieses Bundesgesetzes
dem Zentralausschuß obliegenden Aufgaben hat
bis zum erstmaligen Zusammentritt dieses Aus-
schusses der sachlich in Betracht kommende
Leiter des Ressorts wahrzunehmen.

(2) Anläßlich der erstmaligen Wahl, der Perso-
nalvertretungen obliegt die Bestellung der
Wahlausschüsse den Leitern der Dienststellen, bei
denen diese Ausschüsse zu bilden sind. Bei der
erstmaligen Zusammensetzung der Wahlaus-
schüsse ist davon auszugehen, daß jede für den
betreffenden Ausschuß wahlwerbende Gruppe
mindestens einen Vertreter entsenden kann, und
zwar auch dann, wenn dadurch die in den §§16

Abs. 2, 17 Abs. 1 und 18 Abs. 1 festgelegten
Zahlen der Mitglieder der Wahlausschüsse über-
schritten werden.

ABSCHNITT II

Sonderbestimmungen für Bundeslehrer

§ 35. (1) Bundeslehrer, die am Tage der Aus-
schreibung der Wahl bei einer anderen Dienst-
stelle des Bundes als einer Schule verwendet wer-
den, sind für die Wahl des Dienststellenaus-
schusses bei dieser Dienststelle wahlberechtigt.

(2) Bundeslehrer, die nicht an einer Dienststelle
des Bundes verwendet werden, sind nur für die
Wahl der nach ihrem Dienstorte zuständigen
Fachausschüsse — soweit solche für Bundeslehrer
an vergleichbaren Bundesschulen bestehen — und
der Zentralausschüsse wahlberechtigt.

§ 36. (1) Lehrer, die an mehreren Schulen ver-
wendet werden, sind für die Wahl der Dienst-
stellenausschüsse an den Schulen wahlberechtigt,
an denen sie mit mindestens der Hälfte der
Lehrverpflichtung beschäftigt sind; ist dies an
keiner Schule der Fall, sind sie an ihrer Stamm-
schule wahlberechtigt. Das Wahlrecht für den
Fachausschuß und den Zentralausschuß kommt
ihnen nur an der Stammschule zu.

(2) Teilbeschäftigte Lehrer sind nur dann wahl-
berechtigt, wenn sie mit mindestens der Hälfte
der Lehrverpflichtung beschäftigt sind.

ABSCHNITT III

Sonderbestimmungen für Bedienstete im aus-
wärtigen Dienst

§ 37. Auf Bedienstete nichtösterreichischer
Staatsbürgerschaft bei österreichischen Vertre-
tungsbehörden im Auslande finden die Bestim-
mungen dieses Bundesgesetzes keine Anwendung.

§ 38. (1) Im Bereiche des Bundesministeriums
für Auswärtige Angelegenheiten sind auch Be-
dienstete bei österreichischen Vertretungsbehör-
den im Auslande nicht in den Zentralausschuß
wählbar.

(2) Über die Vorschriften des § 21 Abs. 3
hinaus erlischt die Mitgliedschaft zum Zentral-
ausschuß im Bereiche des Bundesministeriums für
Auswärtige Angelegenheiten auch dann, wenn
das Mitglied zu einer österreichischen Vertre-
tungsbehörde im Auslande versetzt wird.

ABSCHNITT IV

Aufsicht über die Personalvertretung

A u f s i c h t s b e h ö r d e n

§ 39. (1) Der Bundeskanzler und die übrigen
Bundesminister haben unbeschadet der Zustän-
digkeit der Bundesregierung gemäß Abs. 4 die
Aufsicht über die Organe der Personalvertretung
ihres Ressorts zu führen.
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(2) Die Bundesregierung hat die Aufsicht über
die Organe der Personalvertretung bei jenen
Dienststellen zu führen, die keinem Ressort an-
gehören.

(3) Der zuständige Bundesminister (die Bun-
desregierung) hat als Aufsichtsbehörde über die
Gesetzmäßigkeit der Geschäftsführung der
Organe der Personalvertretung zu entscheiden.

(4) Die Bundesregierung ist zuständig, Organe
der Personalvertretung zu entheben. Die Vorbe-
reitung und die Durchführung solcher Beschlüsse
der Bundesregierung obliegt dem sachlich in Be-
tracht kommenden Bundesminister (Abs. 1), in
den übrigen Fällen dem Bundeskanzler.

A u f s i c h t s m i t t e l
§ 40. (1) Der zuständige Bundesminister (die

Bundesregierung) hat als Aufsichtsbehörde all-
fällige Beschlüsse der Organe der Personalver-
tretung, die den Bestimmungen dieses Bundes-
gesetzes widersprechen, aufzuheben und im
übrigen jedenfalls die Gesetzmäßigkeit oder
Gesetzwidrigkeit der den Gegenstand des Ver-
fahrens bildenden Geschäftsführung festzu-
stellen.

(2) Die Bundesregierung hat ein Organ der
Personalvertretung zu entheben, wenn es seine
Pflichten dauernd verletzt.

V e r f a h r e n s v o r s c h r i f t e n

§ 41. (1) Auf das Verfahren vor der Bundes-
regierung als Aufsichtsbehörde sind die Bestim-
mungen des AVG. 1950 anzuwenden.

(2) Zur Antragstellung an den zuständigen
Bundesminister (die Bundesregierung) als Auf-
sichtsbehörde ist jeder Bedienstete berechtigt, für
den das betreffende Organ der Personalvertre-
tung zuständig ist.

ABSCHNITT V
Sonderbestimmungen für Landeslehrer

§ 42. Die Vorschriften der Abschnitte I und IV
und des § 36 finden für Dienststellen, an denen
Lehrer für öffentliche Pflichtschulen und für
land- und forstwirtschaftliche Berufs- und Fach-
schulen (§ 1 des Landeslehrer-Dienstrechtsüber-
leitungsgesetzes 1962, BGBl. Nr. 245, § 1 des
Land- und forstwirtschaftlichen Landeslehrer-
Dienstrechtsüberleitungsgesetzes, BGBl. Nr. 176/
1966, § 1 des Landesvertragslehrergesetzes 1949,
BGBl. Nr. 189, und § 1 des Landesvertragslehrer-
gesetzes 1966, BGBl. Nr. 172) beschäftigt sind,
mit der Abweichung sinngemäße Anwendung,
daß

a) für die Landeslehrer für allgemeinbildende
Pflichtschulen eines politischen Bezirkes der
Dienststellenausschuß bei der Bezirksver-
waltungsbehörde zu errichten ist; die Be-
stimmung des § 4 bezüglich der Bildung

mehrerer Personalvertretungen für eine
Dienststelle findet hiebei sinngemäße An-
wendung, wobei der Sitz der einzelnen Per-
sonalvertretungen zu bestimmen ist;

b) für die Landeslehrer für allgemeinbildende
Pflichtschulen, für die Landeslehrer für ge-
werbliche, kaufmännische und hauswirt-
schaftliche Berufsschulen und für die Lan-
deslehrer für land- und forstwirtschaftliche
Berufs- und Fachschulen je ein Zentralaus-
schuß bei der Landesregierung zu errichten
ist;

c) der Tätigkeitsbereich der Personalvertre-
tungen sich auch auf die Schulbehörden des
Bundes erstreckt, soweit es sich um Ange-
legenheiten handelt, in denen den Schul-
behörden des Bundes auf Grund gesetz-
licher Vorschriften die Vollziehung zu-
kommt;

d) insoweit nach Abschnitt I obersten Bundes-
organen Zuständigkeiten zukommen, an
deren Stelle — soweit es sich nicht um die
Erlassung von Verordnungen handelt —
die Landesregierung tritt;

e) die Erlassung der Wahl- und Geschäfts-
ordnungen der Landesregierung obliegt;

f) die Leiter von Schulen in die Zentralaus-
schüsse, die Leiter von allgemeinbildenden
Pflichtschulen auch in die Dienststellenaus-
schüsse wählbar sind;

g) Landeslehrer, die nicht an öffentlichen
Schulen verwendet werden, nur für den
nach ihrer dienstrechtlichen Stellung zu-
ständigen Zentralausschuß, die Lehrer für
allgemeinbildende Pflichtschulen auch für
den nach ihrem Dienstort zuständigen
Dienststellenausschuß wahlberechtigt sind;

h) die Kosten gemäß § 29 Abs. 1 das Land zu
tragen hat.

ABSCHNITT VI
Schlußbestimmungen

§ 43. Auf Soldaten, die den Bestimmungen
dieses Bundesgesetzes unterliegen, findet § 37 des
Wehrgesetzes, BGBl. Nr. 181/1955, keine An-
wendung.

§ 44. (1) Mit der Vollziehung dieses Bundes-
gesetzes ist, soweit im folgenden nichts anderes
bestimmt ist, die Bundesregierung betraut.

(2) Mit der Vollziehung des Abschnittes V ist,
soweit sie nicht den Ländern obliegt, das Bundes-
ministerium für Unterricht, sofern aber Landes-
lehrer an land- und forstwirtschaftlichen Berufs-
und Fachschulen betroffen sind, das Bundesmini-
sterium für Land- und Forstwirtschaft betraut.

Jonas
Klaus Bock Hetzenauer Klecatsky
Piffl Rehor Schmitz Schleinzer
Weiß Tončić Kotzina
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